
rderung der reundschaft -wischen dem en unUNDBRIE  L dem euen Gottesvol i m Geiste der beiden Testamente

Die Wiedergutmachung die Jucen als moralische Pflicht
Von Dr Angermair, Protessor Moraltheologie an der kath.-theol Hochschule Freising

„Allgemeine Wcochenzeitung der Juden ru{ft nach“errn. Wenn es: ß-  e. mehr lebt,
Deutschland” VOom Juli 1952 er! „ Vertrags- ist Eigentum für verwandte wecke ZUrFr
abschluß +n Sicht Die meisten substantiellen unkte tellen. el resultiert die ich: Rück-

gabe niıcht wesentlich auf einem subjektiven Unrecht,Zuge der Verhandlungen In den deutsch-israeli-
sondern einfach auf der Tatsache, daß die Besitzver-schen Unterausschüssen SIN Zuff beiderseitigen ZuU-

riedenheit geregelt VOrden Die Tbeit sSschreite hältnisse aktisch 1n ung gerleten. Fremdes
In e1iner Atmosphäre fort Gut ka  B nicht Aur dur: subjektive CHUu.
Wenn C „Zufriedenheit” beider Verhandlungs- dern au: ohne solche iın den objektiv unberechtigten

Besitz Fremder gekommen se1ın.partner über die „re  liche“ estsetzung der mate-
rellen umme zunehmend au „rriede der Auch WeNnNi WIr also die chuldfrage ıer nO! bei-
Gemüter führen soll, So OMmMm:' e5s darauf daß sSe' assen, mussen WITr gen: Wer arum weiß,
deutsche olk ın seıner anzhe!ı die versproche- daß e1n faktısch besessenes Gut micht wirkliches Ei-
nen Leistungen eıß und sSie innerer eSiNNuNg um darstellt, muß für lie Rückgabe SOTGgEeN. Aus
gutheißt. Darüber hinaus bleibt da:  z immer no die diesem rund ist oder wäre der eue Bundesstaat
Aufgabe moralischen Wiedergutmachung mit Re istrierung alles }}  1  en Eigentums VeTl7-
selbständigen Pflichten. ı1esen beiden Anliegen.wol- pflichtet. Die Möglichkeit erzu ehesten ım
len die folgenden Zeilen dienen. Zusammenhang mit dem Entnazifizierungsverfahren

Pilicht Inhalt der eu  en Wiedergut- Destanden. 1e5es 1st aber au! na: dieser Richtung
ImMd S d gescheitert. Aus verschiedensten en annn es

unmög. noch einmal aufgeroillt verden. Darum
Die moraltheologis Ordernde Abdsicht des Wie- erkennt sich der gegenwärtige deutsche aa
dererstattenden muß selin, tliche betrogene und subsidiär ZUur individuellen Wiedererstattung VeOeTl-
bestohlene Oder wenigstens faktıisch eschädigte pflichtet nimmt d! Au{fgabe ernst, daß er
itmenschen na Möglichkeit in Besitzlage eine völkerrechtli ganNz ungewohnte Vie-
verseizen, deren sie sıch erfreuten, wenn sıe thode auch m privaten Organisationen Ver-
richt geschädigt worden wären. Dazu sind ihnen handlung at.
rnicht NUX die entwendeten er hrer Substanz, Eine zweit| ruppe Von Ansprüchen geht auf liesondern auch deren seitherige Früchte aul Tatsache ZUrüCk, daf  3 heute no etwa 260 000 e1nst-bzw. die Früchte, e die eschädigten araus sicher mals deutsche oder von Deutschen ihrer SONSt1-Gez0odgen hätten, CI ihnen  + also se1it der Entwendung Heimat vertriebenen en anderen Staatenneben der uDStanz ebenfalls ntgingen. Wenn äan Dhätten IOn und vielfach na dembedenkt, daß die durch den Nationais:
s  igten en fünfzehn mehr re hindurch Kriege berechtigterweise nach ey! zurück-
hne En  1gung blieben, ersieht wel: kehren können. Deutschland dann zu iNnrer
hohe Verpflichtungen Deutschland den ge!  \> und Wiedereingliederung seinen ozial-

VvVon vornherein anzuerkennen hat. S ül 400  Ü  J Millionen DTITo Jahr ausweiıten
“ Die eigentliche Wiedergutmachung essen,

Werte, durch gemeine ophen auch GL'J WwWas o einst d i Hab Gut besaßen,
esitzer ugrunde wären, D  chen NicH n  8' Ausgaben für C nackcte Existenz
ersetz zZu werden. Wenn g aber daß lie beginnen gehabt. E  © O 4  3  .
Kriegskatastrophe hne Schul der Juden herauf- Viertelmillion VO.:  - Menschen durch lie Schuld ®
beschworen wurde, So iın bei der Restitution NS heute VoRn anderen Staaten Trhalten werden IMUS-

s]1e icht las ıhnen, sie } e1in! wiederum gerecht, G 1le
ın Deutschland gelebt ten. Kriegsein- internationaien Üüdischen Weltorganisationen für

WwIirkung und Währungsreform verloren A  0 len notwendigstener für Wiederein-
“ M gliederung derer in emde StaatenE gewI1sse

En  gUNg fordern.Il. Die konkra'en finanziellen orderungen 3. S00 000 en dem ehemaligen deutschen
oder Deutschland eroberten Gebiet schlossenBaeil den Ansp  en der Juden C sich nach d  lem Krieg ım entstandenen aa Is-s O E ruppen rael usammen. Daß Umsiedlungen bzw. Neu-

Zunächst euchtet die ich: ZUur individuellen Wie- ansiedlungen nöt: wurden, ist rum lie chu
dererstatiung e1n. Zurückzugeben ist al- mu ß gerechterweise auı dem aa 15s-
les einstmals in Deutschlan: „arısierte"” Vermögen rael, wiewcohl eit Hitlers NO nicht bestand,
einzelner Juden und Judenfamilien. Ebenso alles, zugestanden werden, SEeINeEe Ansprüche für die ch-
wWwas in den eroberten Ostsiaeten ..  D en aus PTl- traglich notwendigG gewordenen Aufwendungen auf-

Besitz geraubt WUurde. (Zu Jen faktischen Ver- zustellen. Die moralische Begründung für die reı
lusten der en durch den vgl „Rundbrief“ Nr Gruppen VO  >3 Forderungen ist also durchaus Vel-

42—44, Nr 16 19-—20) es Eigentum chieden.
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1. Die Wiedergutmachung an die Juden als moralische Pflicht 
Von Dr. theol. Rupert Angermair, Professor für Moraltheologie an der kath.-theol. Hochschule Freising 

Die „Allgemeine Wochenzeitung der Juden in 
Deutschlanda vom 25. Juli 1952 berichtet: „Vertrags-
abschluß in Sicht: Die meisten substantiellen Punkte 
im Zuge der Verhandlungen in den deutsch-israeli-
schen Unterausschüssen sind zur beiderseitigen Zu-
friedenheit geregelt worden ... Die Arbeit schreitet 
in einer guten Atmosphäre fort . . .• 
Wenn nun die „Zufriedenheit" beider Verhandlungs-
partner über die -reditliche Festsetzung der mate-
riellen Summe zunehmend auch zum „Frieden" der 
Gemüter führen soll, so kommt es darauf an, daß das 
deutsche Volk in seiner Ganzheit um die versproche-
nen Leistungen weiß und sie aus innerer Gesinnung 
gutheißt Darüber hinaus bleibt dann immer noch die 
Aufgabe einer moralischen Wiedergutmachung mit 
selbständigen Pflichten. Diesen beiden Anliegen_wol-
len die folgenden Zeilen dienen. 

I. Pflicht und Inhalt der deutschen Wiedergut-
machung an die Juden 	. 

Die moraltheologisch zu fordernde Absicht des Wie-
dererstattenden muß sein, sämtliche betrogene und 
bestohlene oder wenigstens faktisch geschädigte 
Mitmenschen nach Möglichkeit in die Besitzlage zu 
versetzen, deren sie sich erfreuten, wenn sie einstens 
nicht geschädigt worden wären. Dazu sind ihnen 
nicht nur die entwendeten Güter in ihrer Substanz, 
sondern auch deren seitherige Früchte zu ersetzen 
bzw. die Früchte, die die Geschädigten daraus sicher 
gezogen hätten, die ihnen also seit der Entwendung 
neben der Substanz ebenfalls entgingen. Wenn man 
bedenkt, daß die durch den Nationalsozialismus ge-
schädigten Juden fünfzehn und mehr Jahre hindurch 
ohne Entschädigung blieben, so ersieht man, welch 
hohe Verpflichtungen Deutschland den Juden gegen-
über von vornherein anzuerkennen hat. 
Werte, die durch allgemeine Katastrophen audi dein 
Besitzer zugrunde gegangen wären, brauchen nicht 
ersetzt zu werden. Wenn man aber bedenkt, daß die 
Kriegskatastrophe ohne Schuld der Juden herauf-
beschworen wurde, so dürfte man bei der Restitution 
an sie nicht einmal das abziehen, was ihnen, falls sie 
noch in Deutschland gelebt hätten, durch Kriegsein-
wirkung und Währungsreform verloren gegangen 
wäre. 

II. Die konkre!en finanziellen Forderungen 
der Juden 

Bei den Ansprüchen der Juden an Deutschland han-
delt es sich um drei Gruppen: 
1. Zunächst leuchtet die Pflicht zur individuellen Wie-
dererstattung ein: Zurückzugeben ist demgemäß al-
les einstmals in Deutschland „arisierte* Vermögen 
einzelner Juden und Judenfamilien. Ebenso alles, 
was in den eroberten Oststaaten den Juden aus pri-
vatem Besitz geraubt wurde. (Zu den faktischen Ver-
lusten der Juden durch den NS vgl. „Rundbrief" Nr. 
12/15 S. 42-44, Nr. 16 S. 19-20). Jedes Eigentum 

ruft nach seinem Herrn. Wenn dieser nicht mehr lebt, 
ist das Eigentum für verwandte Zwecke zur Verfü-
gung zu stellen. Dabei resultiert die Pflicht zur Rück-
gabe nicht wesentlich auf einem subjektiven Unrecht, 
sondern einfach auf der Tatsache, daß die Besitzver-
hältnisse faktisch in Unordnung gerieten. Fremdes 
Gut kann ja nicht nur durch subjektive Schuld, son-
dem auch ohne solche in den objektiv unberechtigten 
Besitz Fremder gekommen sein. 
Audi wenn wir also die Schuldfrage hier noch bei-
seite lassen, müssen wir sagen: Wer darum weiß, 
daß ein faktisch besessenes Gut nicht wirkliches Ei-
gentum darstellt, muß für die Rückgabe sorgen. Aus 
diesem Grund ist oder wäre der neue Bundesstaat 
zur Registrierung alles jüdischen Eigentums ver-
pflichtet. Die Möglichkeit hierzu hätte am ehesten im 
Zusammenhang mit dem Entnazifizierungsverfahren 
bestanden. Dieses ist aber auch nach dieser Richtung 
gescheitert. Aus verschiedensten Gründen kann es 
unmöglich noch einmal aufgerollt werden. Darum 
erkennt sich der gegenwärtige deutsche Staat als 
subsidiär zur individuellen Wiedererstattung ver-
pflichtet an. Er nimmt diese Aufgabe so ernst, daß er 
— eine sonst völkerrechtlich ganz ungewohnte Me-
thode — auch mit privaten Organisationen in Ver-
handlung trat. 
2. Eine zweite Gruppe von Ansprüchen geht auf die 
Tatsache zurück, daß heute noch etwa 260 000 einst-
mals deutsche oder von Deutschen aus ihrer sonsti-
gen Heimat vertriebenen Juden in anderen Staaten 
leben. Diese hätten arm und vielfach krank nach dem 
Kriege berechtigterweise nach Deutschland zurück-
kehren können. Deutschland hätte dann zu ihrer 
Erhaltung und Wiedereingliederung seinen Sozial-
etat um etwa 400 Millionen DM pro Jahr ausweiten 
müssen. Die eigentliche Wiedergutmachung dessen, 
was diese Menschen einst an Hab und Gut besaßen, 
hätte nach diesen Ausgaben für die nackte Existenz 
erst zu beginnen gehabt. Bedenkt man nun, daß diese 
Viertelmillion von Menschen durch die Schuld des 
NS heute von anderen Staaten erhalten werden müs-
sen, so erscheint es wiederum .  gerecht, wenn die 
internationalen jüdischen Weltorganisationen für 
den notwendigsten Unterhalt und für die Wiederein-
gliederung der Opfer in fremde Staaten eine gewisse 
Entsdedigung fordern. 
3. Etwa 500 000 Juden aus dem ehemaligen deutschen 
oder von Deutschland eroberten Gebiet schlossen 
sich nach dem Krieg im neu entstandenen Staat Is-
rael zusammen. Daß diese Umsiedlungen bzw. Neu-
ansiedlungen nötig wurden, ist wiederum die Schuld. 
des NS. So muß gerechterweise auch dem Staat Is-
rael, wiewohl er zur Zeit Hitlers noch nicht bestand, 
zugestanden werden, seine Ansprüche für die nach-
träglich notwendig gewordenen Aufwendungen auf-
zustellen. Die moralische Begründung für die drei 
Gruppen von Forderungen ist also durchaus ver-
schieden. 
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IIL. erglei zwiischen deutischer chu. und selbst willen wiederherstellen will, wIrd die rechten
Wirkungen ganz VO selbst reifen lassen. Ja, eınejüdischer Forderung

Wer die Mıilliarden DM, die für die gehannten Gerechtigkeit, die iıcht ihrer  — selbst willen geül
rel weck gewöhnlich gefordert WeeIi- würde, wurde dem Beleidigten un! Geschädigten 1

en, auf die O— Millionen en verteilt enkt, die Tiefsten überhaupt ıcht gerecht“” muß der
äußeren Wiedergutmachung also eıne bestimmte 1N-durch den aufs SCLWerstie geschädigt wurden, wird eIie Gesinnung zugrunde legen. ıne esinnungerkennen mMussen, daß Von eiıner Überforderung kel- der irekten „Reue“” und solite e freilichnesfalis gesprochen werden aNnf [070118 DAI für jeden NUuTr VON enen verlangen, die e1n pesönlicheseinzelnen Fall furchtbarster Ungerechtigkeit und Unrecht bereinigen en, Für alle anderen aber,Grausamkeit DZW. Ausbeutung eiıne adä-

quate egenleistung. Die orderungen halten sich die die subjektiv Schuldigen stelivertretende
überhaupt mehr die Leistungsfähigkeit Deutsch- Sühne eisten, ist wenigstens die re Einsicht
lands als die ohe der aktischen Schäden. die emütslage der einst SO abgrundtief Verachteten

schmähten notwendig. Es gehört emMu!|Die Moraltheologie fordert sich Wer men E Wiedererstattenden, daß er der endlich
nicht vo restituleren kann, s  3 SDarsam leben, um erkannten ich noch kei besonderen echtezurückgeben können, se1 denn, der leitet. Seine ich: {un und icht voreilig auf egen-Betrogene darauf verzichtet und S1:  Q m1t einer Ab- liebe: warten, das aßt auch dem einstmals Beleidig-schlagszahlung qg1bt. ra ka  8 dafuür VeeTr- ten eit zı Selbstentscheidung, wıe weit @1 demlı1edene Motive aDxDen, ittiliche der aucn reine
Klugheitsrücksichten. b  er Fal wird neben Beleidiger bereits seelisch entgegenkommen varı

rein wirtschaftlichen Gesichtsnpunkten auch die psYVY-
der kann Schließlich muß sich die Gerechtigkeit
eine eit lang bewähren, evor g 1e un

Dneuen antisemitischen Tendenzen herau  n  <  beschworen
chologische Überlegung maßgebend se1n, daß eıne Friede darauf auen kann. Nachdem SO viele

sien dem Judentum hre „Religion der 1ebe” prak-werden sollen. uNns aber die ich ın inrem tisch SO g'  nteilig vorgelegt haben, ann ngentlichen ang klar ist, Ka  z} der Verzicnt les menschlich nıcaht verlangen, 3 dieses udeniumJudentums Vo. Rückerstattung uUuNns NUur nun plötzlich auf die christliche Idee Orch; Wir sindBescheidenhei veranlassen. Auch na:  Q e1s ar, Landesra  ıner Dr. e1ıs aufdes Menschenmöglichen haben WIr keinen Grund,
09ı  15  15 er fühlen. Dies jem jüdischen Friedhof: in asse In D  © aus

besonders schon deshalb nicht, weilen ist, dem Talmud vorbetete „Gib, ewiger ott ..

Keines Menschen Herzen Haß aufstelge JeQ unsLebensstandard in Deutschland auch naäa: der und An  o U  jen einen enschen Haß aufsteigeOT!  erten Restitution noch um eın E  ‘O -eigenen Herzen!” (Rundbrief 12:1 — #)-wird, als er Palästina seın kann. Im übrigen aber en WIr von der 1scnen Sub-
en selibst auszugehen und WäaTl-Zur Priorität den deutschen Leistungen t| wie dessen Religiosität ev. 19, aufDer Restitution z uden mu£ rior:ıta' VOT

allen anderen e  gen ähnlicher Art zugesproch
‚8  C  ljem schweren Weg erzeihung uile - uije

werden. Dies einfach 5 dem Grunde, weil ın K@l- emporführen wWwird.
Ganz verkehrt aber wäre es, wenn einerHen der Verpfü  tUNgSGgrun! so eindeutig D, „Wenn Israel nıcht sogleich vollen Frieden un!|und schwerwiegen! ist, wie den en gegenüber, Freundschaift will, dann brauchen wir au nichtdie mitten im Frieden überfallen und 1G entrecn- restituleren.“” Wir sahen Ja, aß der S11wurden. Die Fliegergeschädigten und heimatver- El Restitution nfach der objektiven (0)  ungebenen Deutschen sıiınd 1umMme  N Glieder ® Staa-

t| den rieg begann unds Bürger darum d  D liegt, mag ese Ordnung
gewisse Konsequenzen auf sich h';!t men muß., lann bewußt und Öswi  g oder rrtümlich entstan-

den sein. Auch dem, der mir noch icht softort VOeTr-Schwieriger erscheint !l'l-'‚'.!'‚'!‘3‘ wort darauf, E AB glaubt, bleibe ich rückgabepflichtig.ob oInach K Priorität der jüdischener-
gutmachung auch auf C ijederaufrüstung eutsch- VI. Chrittmacher aul de  il Weg ZUur VersöhnungE uszudehnen sel. Sollte dabei !!.l! die nicht
mehr zZu umgehende Vorbereitung notwendiger Die Versöhnung der Beleidi-
Selbstverteidigung gehen, so d euchten, zZu LL als eın Aktivum diesem

E wehr cı  ler eigenen Lebensgefahr nicht aufgef werden, daß } die deutschen Bi-
hinter die Restitution materieller zurückzuste- S während der Zeit les wiederhoilt
$ brauchte. Mit C  . Verlust d eigenen] auf d urchtbare Unrecht ,  ien Juden gegenüber

x  ”machten. Die NachkriegskatholikentageC  q eigenen Position ja auch alle Restitu-
zZu M  N  A 1948, Cn  “ 1949, assau 1950 ha-tion, ONders sie Jängere verteilt ben die Schuld ies NS eindeutig ausgesprochen undwürde, hinfällig. VOrLr Nachfolgerstaat E wirtschaftliche wıe auchAllen anderen Aufgaben gegenüber aber ist die Zu-

rückgabe remden utes bzw. o  ‚— Wiedererstattung moralische Wiedergutmachung eindringlichst gefor-
ler Vommm NS verschuldeten Aufwendungen für dert. (Vgl Herder-Korrespondenz 948/49 3 S,

rie NrT. 1 26Opfer primäre sıttliche Aufgabe. M{ag dann 1as er 1r} „Badische Zeitung V, 4G undTempo der eigenen Wiedererstarkung nNnnern da- andere YTageszeitungen in len Wochen der‚:  '  3 z einige Ca verlangsam werden, wa likentage).nicht ın C D cgeht, WF mehr in ı9  2 haben lie Vertreter d néuen deutschendie 1e1e. Staatswesens mit den Schuldigen vVon eins bgerech-Der innere Sinn der Wiedergutmachung E Bundespräsident Theodor euss ain F, G
Man hat die Restitution {]  lie Jud  [  }  ” eine „Politik (Rundbrief Nr 17—19) Die feierliche Erklärung
des Anstandes”* GeMAaNlTt,. W ..  ] HT  3-  er SO  e GC- ® deutsczun Hundeskanzlers Adezauer VO

ob quel um eınen Anstandserweis Septemver 1951 dıe Wiedergutmachung
DO  er wecke willen ginge. Was nnerlich In eine „Ehrenschuld”* o  Ö eu  en Volkes und be-
Ordnung ıst Oder lie Ordnung E der Ordnung gründete d! Verpflichtung eingehend. egie-

III. Zum Vergleich zwischen deutscher Schuld und 
jüdischer Forderung 

Wer die 5-6 Milliarden DM, die für die genannten 
drei Zwecke zusammen gewöhnlich gefordert wer-
den, auf die 6-7 Millionen Juden verteilt denkt, die 
durch den NS aufs schwerste geschädigt wurden, wird 
bekennen müssen, daß von einer Überforderung kei-
nesfalls gesprochen werden kann. 1000 DM für jeden 
einzelnen Fall furchtbarster Ungerechtigkeit und 
Grausamkeit bzw. Ausbeutung bilden keine adä-
quate Gegenleistung. Die Forderungen halten sich 
überhaupt mehr an die Leistungsfähigkeit Deutsch-
lands als an die Höhe der faktischen Sdiäden. 
Die Moraltheologie fordert an sich: Wer momentan 
nicht voll restituieren kann, muß sparsam leben, um 
später zurückgeben zu können, es sei denn, daß der 
Betrogene darauf verzichtet und sich mit einer Ab-
schlagszahlung zufrieden gibt. Er kann dafür ver-
schiedene Motive haben, sittliche oder auch reine 
Klugheitsrücksichten. In unserem Fall wird • neben 
rein wirtschaftlichen Gesichtspunkten auch die - psy-
chologische Überlegung maßgebend sein, daß keine 
neuen antisemitischen Tendenzen heraufbeschworen 
werden sollen. Da uns aber die Pflicht in ihrem ei-
gentlichen Umfang klar ist, so kann der Verzicht des 
Judentums auf volle Rückerstattung uns nur zur 
Bescheidenheit veranlassen. Auch nach Ableistung 
des Menschenmöglichen haben wir keinen Grund, 
uns als Wohltäter des Judentums zu fühlen. Dies 
besonders schon deshalb nicht, weil erwiesen ist, daß 
der Lebensstandard in Deutschland auch nach der ge-
forderten Restitution noch um ein Mehrfaches höher 
bleiben wird, als er in Palästina sein kann. 

IV. Zur Priorität unter den deutschen Leistungen 
Der Restitution an die Juden muß die Priorität vor 
allen anderen Leistungen ähnlicher Art zugesprochen 
werden. Dies einfach aus dem Grunde, weil in kei-
nein Fall der Verpflichtungsgrund so eindeutig klar 
und schwerwiegend ist, wie din Juden gegenüber, 
die mitten im Frieden überfallen und völlig entrech-
tet wurden. Die Fliegergeschädigten und heimatver-
triebenen Deutschen sind immerhin Glieder des Staa-
tes, der den Krieg begann und dessen Bürger darum 
gewisse Konsequenzen auf sich nehmen muß. 
Schwieriger erscheint manchen die Antwort darauf, 
ob die Frage nach der Priorität der jüdischen Wieder-
gutmachung auch auf die Wiederaufrüstung Deutsch-
lands auszudehnen sei. Sollte es dabei um die nicht 
mehr zu umgehende Vorbereitung zu notwendiger 
Selbstverteidigung gehen, so dürfte es einleuchten, 
daß eine Abwehr der eigenen Lebensgefahr nicht 
hinter die Restitution materieller Güter zurüdezuste-
hen brauchte. Mit dem Verlust des eigenen Lebens 
oder der eigenen Position wäre ja auch alle Restitu-
tion, besonders soweit sie auf längere Zeit verteilt 
würde, hinfällig. 
Allen anderen Aufgaben gegenüber aber ist die Zu-
rückgabe fremden Gutes bzw. die Wiedererstattung 
der vom NS verschuldeten Aufwendungen für seine 
Opfer die primäre sittliche Aufgabe. Mag dann das 
Tempo der eigenen Wiedererstarkung im Innern da-
durch um einige Grade verlangsamt werden, was 
nicht in die Breite geht, wirkt dafür um so mehr in 
die Tiefe. 

- V. Der innere Sinn der Wiedergutmachung 
Man hat die Restitution an die Juden eine -Politik. 
des Anstandes* genannt. Das Wort In nicht so ge- 
meint, als ob es daimi um einen Anstandserweis um 
politischer Zwecke willen ginge. Was innerlich in 
Ordnung ist oder die Ordnung um der Ordnung 

selbst willen wiederherstellen will, wird die rechten 
Wirkungen ganz von selbst reifen lassen. Ja, eine 
Gerechtigkeit, die nicht um ihrer selbst willen geübt 
würde, würde dem Beleidigten und Geschädigten im 
Tiefsten 'überhaupt nicht „gerecht". So muß der 
äußeren Wiedergutmachung also eine bestimmte in-
nere Gesinnung zugrunde liegen. Eine Gesinnung 
der direkten „Reue" und „Buße" sollte man freilich 
nur von denen verlangen, die dabei ein pesönlidies 
Unrecht zu bereinigen haben. Für alle anderen aber, 
die für die subjektiv Schuldigen stellvertretende 
Sühne leisten, ist wenigstens die rechte Einsicht in 
die Gemütslage der einst so abgrundtief Verachteten 
und Geschmähten notwendig. Es gehört zur Demut 
eines Wiedererstattenden, daß er aus der endlich 
erkannten Pflicht noch keine besonderen Rechte ab-
leitet. Seine Pflicht tun und nicht voreilig auf Gegen-
liebe. warten, das läßt auch dem einstmals Beleidig-
ten Zeit zur Selbstentscheidung, wie weit er dein 
Beleidiger bereits seelisch entgegenkommen will 
oder kann. Schließlich muß sich die Gerechtigkeit 
eine Zeit lang bewähren, bevor man Liebe und. 
Friede darauf bauen kann. Nachdem so viele Chri-
sten dem Judentum ihre „Religion der Liebe" prak-
tisch so gegenteilig vorgelegt haben, kann man 
menschlich nicht verlangen, daß dieses Judentum 
nun plötzlich auf die christliche Idee horcht. Wir sind 
dankbar, daß Landesrabbiner Dr. Robert R. Geis auf 
dem jüdischen Friedhof -  in Kassel am 25. 6. 1950 aus 
dem Talmud vorbetete: „Gib, ewiger Gott ..., daß in 
keines Menschen Herzen Haß aufsteige gegen uns 
und daß gegen keinen Menschen Haß aufsteige in 
unseren eigenen Herzen!" (Rundbrief 12/15 S. 5-7). 
Im übrigen aber haben wir von der ethischen Sub-
stanz des Judentums selbst auszugehen und zu war-
ten, wie dessen Religiosität gemäß Lev. 19, 18 auf 
dem schweren Weg zur Verzeihung Stufe um Stufe 
emporführen wird. 
Ganz verkehrt aber wäre es, wenn einer sagte: 
-Wenn Israel nicht sogleich vollen Frieden und 
Freundschaft will, dann brauchen wir auch nicht zu 
restituieren." Wir sahen ja, daß der -  sittliche Grund 
zur Restitution einfach in der objektiven Unordnung 
der Besitzverhältnisse liegt, mag diese Ordnung 
dann bewußt und böswillig oder irrtümlich entstan-
den sein. Auch dem, der mir noch nicht sofort ver-
zeihen zu können glaubt, bleibe ich rückgabepflichtig. 

VI. Schrittmacher au! dem Weg zur Versöhnung 
Die ersten Schritte zur Versöhnung hat der Beleidi-
ger zu tun. Möchte es als ein Aktivum in diesem 
Sinne aufgefaßt werden, daß z. B. die deutschen Bi-
schöfe schon während der Zeit des NS wiederholt 
auf das furchtbare Unrecht den Juden gegenüber 
aufmerksam machten. Die Nachkriegskatholikentage 
zu Mainz 1948, zu Bochum 1949, zu Passau 1950 ha-
ben die Schuld des NS eindeutig ausgesprochen und 
vom Nachfolgerstaat eine wirtschaftliche wie auch 
moralische Wiedergutmachung eindringlichst gefor-
dert. (Vgl. Herder-Korrespondenz 1948/49 H. 3 S. 1 f. 
Rundbrief Nr. 2/3 S. 1 ff.; 5/6 S. 3 ff.; 10/11 S. 26 f. 
Walter Dirks in „Badische Zeitung" v. 8. 9. 49 und 
andere Tageszeitungen in den Wochen der Katho-
likentage). . 
Ebenso -haben die Vertreter des neuen deutschen 
Staatswesens mit den Schuldigen von einst abgerech-
net, z. B. Bundespräsident Theodor Heuss am 7. 9. 49 
(Rundbrief Nr. 7 S. 17-19). Die feierliche Erklärung 
des deutschen eaundeskanzlers Adenauer vorn 
27. September 1951 nannte die Wiedergutmachung 
eine -Ehrenschuld" des deutschen Volkes und be-
gründete diese Verpflichtung eingehend. Regie- 
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rungsparteien und Opposition, ebenso die Gewerk- senschaftlichen Fehler der nationalsozialistischen
schaft billigten 1ese rklärung mit gleicher Feier- Rassenideologie mussen ge  arkt verden. Die
ichkeit unı Absoluithei (Vgl die Sonderschrift, cie 1iSUU: und bürgerliche Auffassung der „Iole-

muß Gemeingut des deutschen Volkes werden,alle lese Erklärungen ZL hat „Deutschland
das udentum“”, eutscner Bundesverlag, onn wenn WIr der Weit überhaupt lebensfähig bleiben

1951 Sq Rundbrief Nr F, Dr 950 19; IVT. sollen, ohne dauernd anzustoßen. \vieinungsverschie-
( ort 11—17 au: die hoffnungsvolle denheiten können bei all dem niemals ber das Prin-

Reaktion des Judentums auf l1ese Erklärungen.) Z1D und die anrneı als so  e! U  C  ndern höchstens
Handelt Sich also Dei der Wiedergutmachung ber den Desten psychologischen Weg entstehen. Un-
CL en nicht . }  z Politik den en gegenüber”, geschicklichkeiten 1n der Oder au 1n der

Wahl der Gelegenheiten ZUr Aufklärung Könnensondern unnn eiıne primitivste Verpillichtung unse
turlıch mi]jfunfier mehr verderben un:! reıizen als hnel-seits, geht 85 nıcht den mıiıt dem man
fen. er lese ufgaben 1n chule, Kirche, Pressesich gs auf den en der Gerechtigkeit ZU

rül  egeben will, zZu „feilschen icht politische us£. vgl TIie. Nr 8; 3—10); Nr. 1011 3
Schlauheit oder Ausnützung momentaner Umstände NT. 12/15 9: S. Ü, 30 u. 31 f.: ebenso Z B, „Deut-

Seiten d  les Verhandlungspartners dürfen den B- Universitätszeitung“, Göttingen 951 Nr. d
uSS:  ag en ‚viaßgebend ist eın die letzte ater!l]: Aufklärung S, Z. „Beiträge ZUI rıist-
rlichkeit VOI ottes Allwissenheit und Allgerech- ıchen Betrachtung der Judenfrage“ hrsg. V, Gertrud
tigkeit, VOTLT der ittliche Reinigung und TNEeU- er,Ig 1951 U. 44)
eIuNg Geltung en soÄil. le alscnen one g- VIIN. Die hauptsä:  ichste Voraussetzung autf Seitenwöhnlicher Verhandlungspraxis oder en Amts- der enstils, alle Ccrmen vVon Fiskalismus sind In esem Fall
ü meiden. Darum darf 9  vrr als OTWUTTIL, sondern Bel der moralischen Wiedergutmachung sind PSyYChHO-R  ; eın Zeichen sSe1iner echt moralischen Einstellung Oogische esetze bedenken, die gehalten werden
gelten, wWe vVon einem echtsanvwalt, der auf deut- mMmussen.
scher e1te mıit den jüdischen Abordnungen Vel- Gerade weil die chu an den Leiden der en Sohandeln hatte, gesagt wurde, er sel E des
erhandlungspartners“ en. Nur eiıne ethisch ungeheuer groß WAaärT, waäare dem weiteren verste-

hen nıch hinderlicher, ais 1ese chu. alschdurchdrungene Wiedergutmachungsgesinnun VeTr- vertel. würde. Man wird zunächst icht vergessenI] auch uns Deutsche wieder „gut-zu-machen”. en, d ele Hauptschuldige durch
Aus gleichen Grunde kannn auch niemand, der oder Todesurteile ihren Rıchter gefunden en.
überhaupt ittliche erechtigkeit trägt, es Freilich en noch Mitschuldige eutschen
„unklug ‚Wenn nan dem Partner die eigene Volkskörper fort. M{ißtrauen der heutigen Ju-
i:tliche Verpflichtung un Tren eigentlichen Um- den, daß Deutschland nO! Antisemiten giDt,fang so ffen eingesteht, wiılie ler versucht wurde., ntbehrt arum icht der Grundlage. ber eine Ver-
Es z ja nl  S, daß, w’as ernste Pflicht einfachung dieser urch 1m Sinne der „Kollektiv-
Ääre und st, verschweigen. Die g praktisch schu. ame erdings der Ideologie des N nahe,
teilweise mögliche Leistung ginge ann au für die- na! ler .atsa Jude se1n, ZUr Achtung un
sen Teil NO suhnnenden versöhnenden. Wer- Verfolgung ausre!l!|  e, Anti-Germanismus
tes verlustig. Das Eingeständnis der vollen erpflich- äre S untaugliches Mittel ZUu Überwindung
tung Kann SOCar tigeren 1leil der wieder Anti-Semitismus. Man sollte darum eher von den
Nerzu:  enden segelisch-sittlichen Ordnung bedeu- ergehen „deutscher enschen“ Oder „Natıio0nal-
ten. sozijalistischen Staates reden als Von den ergehen
IT. D Wiedérherstellung der verletzien Ehre als o  1es deutschen olkes. Wenn S vVom ”  er!

se. moralische Pflicht Deutschl  s. oder d „deutschen Volkes”* spricht,
so rratıonale Oder Imponderable

D tiefsten Wunden, d deutsche M  C den Ju- d aber moraltheologisch-wissen-
den ugen, E indes die en. letztgültiges rteil doch mehr
eraubptes Leben und geraubte Freiheit, chrecklich- eine Abkürzung der edewelse verstanden werden.

\  CD in Gefängnissen un! Konzentrations- Was wissenschaftlich allzu ungeklärt bleibt und
agern lassen sich B-  r mehr restituieren Was Vnl gewissensmäßi allzu diiferenziert empfunden wird,
all ( 13u sich OCKhstiens noch ilweise gutmachen läßt,
ist d verletzte Ehre.

mM auch propagandistischA
Auch ä gegenwärtige C  leutsche Bundess

Zunächst ist es ein moralische cht, jede e in ler u  ge nicht auf die Eb ies national-
Verletzung der Ehre des chen olkes mit Nach- Staates geschoben werden. a 11M-
Tuck zZu verhindern WO zu spät 1st, ent- anerkennenswerter Selbstverständlich-
rechend Zu estiraien. D Grausamkeit kKeiıt übernommene Verpiflichtung Bundesstaates
G die 1 NS Nnu  g f M  lie gleich ZUur Wiedergutmachung des se1ines Vorgän-
anmaßende Grausamkeit uns E gegenüber. gerstaates n  iarf nicht begründet werden, wıe
erhaupt haben WIFr er  L der Entehrung Anderer an geschah Insofern deutsche olk O-
grün!  sten ‚3{ selbst entehrt. 10 m . ale SEr ier historıischen Realität Deutschland
deutsche Jugend von der Volksschule Uni- h. C  P  l1eses Lan: se1n eigenes betrachtet, $
versität durcnh alle schulischen cher und Lehrmittel jede: Deutsche iNndıv1ıdue persön verant-
wıie das ganze olk urcn di Presse die wortlich für CL (—— Aun nicht „Wiedergutmachung”,
tung Ö der „Person” ihren Selbstwert belehrt wıie richtig waäarTre, sondern für die } erbrechen
werden. ba der Nitmensch 9 einen ott andes, auch . se. es Mögliche
„andersartig“ rschaffen wurde, dartft Gei- versucht hat, verhindern.“ olche Begrün-
5 erzen icht mehr so cedeutet werden,

rn
dungen mOgen nNOCHN ungeklärten vorscholast!ı-

dadurch all’ein S woerr s anderswertig“”, 4413140 SCHEN Rechtsauffassung Goer Ruchtspraxis En  5&  e  Q-
der-wertvoli AuCch Ar& des deutschen Tund- chen Hei inr wurde NO aJas „Substrat“ rmestrait
gesetzes ist. s  S m Sinne nO  ıe  C  n häufiger ü beto- des „Subjekts”. S  15 christlich-abendländische
aen, ' es bislang geschah. Die grundlegende W1S- Einsicht kommt allein die subjektiv und for-

rungsparteien und Opposition, ebenso die Gewerk-
schaft billigten diese Erklärung mit gleicher Feier-
lichkeit und Absolutheit. (Vgl. die Sonderschrift, die 
alle diese Erklärungen zum Inhalt hat: „Deutschland 
und das Judentum», Deutscher Bundesverlag, Bonn 
1951. Desgl. Rundbrief Nr. 7, April 1950 S. 19; Nr. 
12/15 S. 9 f. Dort S. 11-17 auch die hoffnungsvolle 
Reaktion des Judentums auf diese Erklärungen.) 
Handelt es sich also bei der Wiedergutmachung an 
die Juden nicht um „Politik den Juden gegenüber", 
sondern um eine primitivste Verpflichtung unserer-
seits, so geht es nicht an, um den Preis, mit dem man 
sich halbwegs auf den Boden der Gerechtigkeit zu-
rückbegeben will, zu „feilschen". Nicht politische 
Schlauheit oder Ausnützung momentaner Umstände 
auf Seiten des Verhandlungspartners dürfen den 
Ausschlag geben. Maßgebend ist allein die letzte 
Ehrlichkeit vor Gottes Allwissenheit und Allgerech-
tigkeit, vor der unsere sittliche Reinigung und Erneu-
erung Geltung haben soll. Alle falschen Töne ge-
wöhnlicher Verhandlungspraxis oder kalten Amts-
stils, alle Formen von Fiskalismus sind in diesem Fall 
zu meiden. Darum darf es nicht als Vorwurf, sondern 
als ein Zeichen seiner echt moralischen Einstellung 
gelten, wenn von einem Rechtsanwalt, der auf deut-
scher Seite mit den jüdischen Abordnungen zu ver-
handeln hatte, gesagt wurde, er sei zum „Anwalt des 
Verhandlungspartners* geworden. Nur eine ethisch 
durchdrungene Wiedergutmachungsgesinnung ver-
mag auch uns Deutsche wieder "gut-zu-mauen". 
Aus dem gleichen Grunde kann auch niemand, der 
überhaupt sittliche Gerechtigkeit im Sinne trägt, es 
"unklug* nennen ‚wenn man dem Partner die eigene 
sittliche Verpflichtung und ihren eigentlichen Um-
fang so offen eingesteht, wie es hier versucht wurde. 
Es hilft uns ja nichts, daß, was unsere ernste Pflicht 
wäre und ist, zu verschweigen. Die uns praktisch nur 
teilweise mögliche Leistung ginge dann auch für die-
sen Teil noch des sühnenden und versöhnenden.Wer-
tes verlustig. Das Eingeständnis der vollen Verpflich-
tung kann sogar den wichtigeren Teil der wieder 
herzustellenden seelisch-sittlichen Ordnung bedeu-
ten.  
VII. Die Wiederherstellung der verletzten Ehre als 

selbständige moralische Pflicht 
Die tiefsten Wunden, die deutsche Menschen den Ju-
den schlugen, sind indes nicht die wirtschaftlichen. 
Geraubtes Leben und geraubte Freiheit, schreddich-
ste Schikanen in Gefängnissen und Konzentrations-
lagern lassen sich nicht mehr restituieren Was von 
all dem sich höchstens noch teilweise gutmachen läßt, 
ist die verletzte Ehre. 
Zunächst ist es eine moralische Pflicht, jede neue 
Verletzung der Ehre des jüdischen Volkes mit Nach-
druck zu verhindern und, wo es dazu zu spät ist, ent-
sprechend streng zu bestrafen. Die Grausamkeit ge-
gen die Juden war im NS die Einübung für die gleich 
anmaßende Grausamkeit uns selbst gegenüber. 
Überhaupt haben wir mit der Entehrung Anderer am 
gründlichsten uns selbst entehrt. So muß nun die 
deutsche Jugend von der Volksschule bis zur Uni-
versität durch alle schulischen Fächer und Lehrmittel 
wie das ganze Volk durch 'die Presse über die Ach-
tung vor der „Person* und ihren Selbstwert belehrt 
werden. Daß der Mitmensch von dem einen Gott 
„andersartig' erschaffen wurde, darf von engen Gei-
stern und Herzen nicht mehr so gedeutet werden, 
als ob er dadurch allein schz^. Nanderswertig", min-
der-wertvoll ware. Auch Art. :3 des deutschen Grund-
gesetzes ist in diesem Sinne noch häufiger zu beto-
nen, als es bislang geschah. Die grundlegenden wis- 

senschaftlichen Fehler der nationalsozialistischen 
Rassenideologie müssen gebrandmarkt werden. Die 
christliche und bürgerliche Auffassung der „Tole-
ranz" muß Gemeingut des deutschen Volkes werden, 
wenn wir in der Welt überhaupt lebensfähig bleiben 
sollen, ohne dauernd anzustoßen. Meinungsverschie-
denheiten können bei all dem niemals über das Prin-
zip und die Wahrheit als solche, scndern höchstens 
über den besten psychologischen Weg entstehen. Un-
geschicklichkeiten in der Methode oder auch in der 
Wahl der Gelegenheiten zur Aufklärung können na-
türlich mitunter mehr verderben und reizen als hel-
fen. (Über diese Aufgaben in Schule, Kirche, Presse 
usf. vgl. Rundbrief Nr. 819 S. 3-10; Nr. 10/11 S. 3-8; 
Nr. 12/15 S. 9; s. u. S. 30 u. S. 31 f.; ebenso z. B. „Deut-
sche Universitätszeitung", Göttingen 1951 Nr. 24. Als 
Material zur Aufklärung s. z. B. "Beiträge zur christ-
lichen Betrachtung der Judenfrage» hrsg. v. Gertrud 
Luckner, Freiburg 1951 s. u. S. 44). 

VIII. Die hauptsächlichste Voraussetzung auf Seiten 
der Juden 

Bei der moralischen Wiedergutmachung sind psycho-
logische Gesetze zu bedenken, die gehalten werden 
müssen. 
Gerade weil die Schuld an den Leiden der Juden so 
ungeheuer groß war, wäre dem weiteren Sichverste-
hen nichts hinderlicher, als wenn diese Schuld falsch 
verteilt wurde. Man wird zunächst nicht vergessen 
dürfen, daß viele Hauptschuldige durch Selbstmord 
oder Todesurteile ihren • Richter 'gefunden haben. 
Freilich leben noch genug Mitschuldige im deutschen 
Volkskörper fort. Das Mißtrauen der heutigen Ju-
den, daß es in Deutschland noch Antisemiten gibt, 
entbehrt darum nicht der Grundlage. Aber eine Ver-
einfachung dieser Furcht im Sinne der „Kollektiv-
schuld" käme allerdings der Ideologie des NS nahe, 
nach der die Tatsache, Jude zu sein, zur Achtung und 
Verfolgung ausreichte. Eine Art Anti-Germanismus 
wäre ein untaugliches Mittel zur Überwindung des 
Anti-Semitismus. Man sollte darum eher von den 
Vergehen „deutscher Menschen" oder des „national-
sozialistischen Staates" reden als von den Vergehen 
des deutschen Volkes. Wenn man vom „Vergehen 
Deutschlands* oder des „deutschen Volkes* spricht, 
so ist zwar manches Irrationale oder Imponderable 
damit gemeint, aber als moraltheologisch-wissen-
schaftlich letztgültiges Urteil muß es doch mehr als 
eine Abkürzung der Redeweise verstanden werden. 
Was wissenschaftlich allzu ungeklärt bleibt — und 
gewissensmäßig allzu differenziert empfunden wird, 
ist immer auch propagandistisch schädlich. 
Auch der gegenwärtige deutsche Bundesstaat darf 
in der Schuldfrage nicht auf die Ebene des national-
sozialistischen Staates geschoben werden. Die im-
merhin mit anerkennenswerter Selbstverständlich-
keit übernommene Verpflichtung des Bundesstaates 
zur Wiedergutmachung des Unrechts seines Vorgän-
gerstaates darf nicht so begründet werden, wie es 
leider geschah: „Insofern das deutsche Volk das so-
ziale Substrat der historischen Realität Deutschland 
ist, d. h. dieses Land als sein eigenes betrachtet, ist 
jeder Deutsche individuell und persönlich verant-
wortlich für die (— nun nicht „Wiedergutmachung", 
wie es richtig wäre, sondern für die —) Verbrechen 
seines Landes, auch wenn er selber alles Mögliche 
versucht hat, dies zu verhindern." Solche Begrün-
dungen mögen einer noch ungeklärten vorscholasti-
schen Rechtsauffassung oder Rechtspraxis enLzinre-
chen. Bei ihr wurde noch das „Substrat» rrestraft statt 
des „Subjekts'. Für unsere christlich-abendländische 
Einsicht kommt es allein auf die subjektiv und for- 
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ell Schuldigen Und das die amaligen des Vorgesetzten, der das nrech se1nes Un-
er des eutschnen Staates un! gesinnungsmäßi- tergebenen gerade deshalb gutmachen will, weil er
gen Anhänger der artel, die den euiscıen amen dessen Unrecht als solches samt seinen Folgen Vel-
und die deutschen enschen für ihren Irrwahn m18- urteilit. „Verantwortung“ für jemand für die
TauU: Freilich, au wer damals mıt Aussicht auf Wiedergutmachun Se1Nner er übernehmen Dbe-
Erfolg Treden aIiInen konnte und schw1eg, deutet icht ohne weiıteres r1ıta mit dessen
ist mitschuldig. ber e1in es Urteil es  ZÜüg- Taten. Der gegenwärtige deutsche Bundesstaat ıll
lich muß sich immer die konkrete irklichkeit der KRetter für die verfolgten Deutschen wie für die
VO  3 damals halten Und halten WI1Ir daran, wıe verfolgten en senın.
viele . es dann, die lese Möglichkeit ohne Zur wahren erechtigkeit gehö au: icht
eigene Lebensgefahr besessen hätten? Dafür aber, jeder, der eute zweiter oder dritter andeiner die Rettung eigenen Lebens der eres Judeneigentum, A na dem KriegeRettung remden Lebens OLZOG, WIird immerhin kei- VOo. en selbst rechtsgülti. erwarb, U  >3 als Nutz-
HNel restitutionspflichtig. er er Judenverfolgung behandelt werde. Die

Rechtsgrundlage der Besitzergreifung ıst 1n jede:Der heutige Bundesstaa: ist der Nachfolger des -
tionalsozialistischen Staates DUr den Verpflichtun- Fall ehrlich nachgeprüft. Na  rägli  e Neubelastun-

und na SO Z B, der Wiedergutma- gien wurden wıeder Aur dem en angerechnet un
chungspflicht na‘ Er ist als E icht Erbe dem erschwerten das gegenseitige erstienen.

DZW. dem Ungeist und der Nach. ist Mögen also [37 Partner der gegenwä  gen Wie-
Verpflichtungs- und Rechtsnachfolger des Staates an ergutmachung nicht ÜUur twas” zwischen ınnen
37  B B-  r+ Unrechtsn  er des damaligen Un- Liegenden „gut-machen”, sondern möge die Wieder-
rechtsstaates seiner Gesinnung. Uung von Sachschäden ZUu Gu  ung der
den leitenden ern les eutigen Bundesstaates Menschen führen elingen wIird dies dann, wenn
sSind selbst Verfolgte d  les igen Regimes. 1e: el Partner einander den Hilfsdiens erwelsen, den
sınd ehr Leidensgenossen der Juden als sı1e als Gottesvolk des Alten und des Neuen Bundes
chuldgenossen der ationalsozialisten. Sie > Namen ihres gemeinsamen eınen und es Ge-
und S1N!| mehr Mitleidende miıt den en als edig- trennte vereinıgenden ottes eınander chulden. Vor
-| nachträgliche Mitleidige. ÖOhn als €  zı ren Gott bleiben WILr alle Schuldner. Wer aber ehr eIMP-
eil nd heißt für die formale Führung Staa- fangen hat, muß mehr en. icht umsonst hat Gott
tes subjektive Schuld ‚ys01 Unrecht zu aben, überneh- lıe Erfüllung der endgültigen Friedenshoffnung
U sie die Verpflichtungen, die den erbrechern die edingung geknüßpftft, o  E die Christen ihr Gesetz
VO  >] E oblägen. wei Mitschuldige noch amn Le- als das „Gesetz der Liebe“* dem jüdischen Volk

sSind, befindet sich der geg!'  ge aa! ler genüber bewähren. Röm. 11,

Wir haben e nicht gewußt! Wir en ©S nicht gewollt!
Wir konnten nichts dasgegen machen!

In ervorragenden CN C:  ler Cn Offizier), d Schultern ckend: „Es Treilich
efangenschaft „Und ren, WOo. du nicht wilist ber and kann d udenfrage vieillel:| icht(Jo. 21, 18) erwähnt Proil. Gollwitzer eine Ansprache, Ööst erden.CH ve:  enDD ewissen
zZu suchte. Daran anknüpfend besprach ich rel Sätze

1. Wir nichts davon gewußt! ber wWäarumbegann mit einem eDN1s, mM1r Alfred } 1m haben wWwIr ichts avon gewußt? en wır NiıchtsWaldlager erza. atte } Kriege seinen wWw1ssen wollen?Regimentskommandeur zZu eine  y ukrainischen
Ihnen entgegen (2 a  4r eın ge! Zug uden, lie Wir nıicht gewo. < en WIT da-

Liquidierung wurden. Ende mals alle wirklich, VOol] Herzen nıcht gewollt
Mutter, ein !‚_ Nn auf lem und e1ines Rock., der wollen wir Nur heute ıcht mehr

3, Wir konnten nıchts dagegen en wir
tierender SS-Mann E m} Kolben, E

sie ßl  CD zurückblieb, gab iMr ein kKOor-
alles getan, WI1r dagegen

sie zZu|stürzte. Blutstrom quolil ihr dem Gegen Fnde @ Ü e  ‚U E Szene einem rlau-
M  |l] und Kind wa:  a sich schreiend über sie, WO berzug 1942, in lem einS ien Judenerschießun-
rau i der ’  ’ ien angsch; gibt. „Herr Ö berichtete bedrückendes Schweigen
erst, d haben WITr 1' nicht gekämpft”, sagte „Wenn e5 eınen ott gibt, „n  . das
Alfred, darauf S ä  (  )berst (kein scharfer azl, Ja rächen.* „Es gibt einen Gott, s hat sıch ge-
ein menschlicher und VO:  >3 E utien geliebter Totenstillie e  5a

Kain heute
Traum der verflossenen Nachıt bin ich Kain Verschlagenheit und Mißgunst, Nei1d,

beg et. erkannte in B-  _- gleich, da E Zeil- r  las Böse Verlangen und die un! lauerten.
chen, das ihm Gott an die ch hat, z  nicht „Der Finger der Zeit es weggewischt, Z.e@]-
mehr sehen Wäl. en”, erw!  derte achdenkl!:;

Da amen mM1r die Worte MEC1INECS Vaters ın den Sinn,
„Wo ı5 das Zeichan au deiner Stirn geblieben, der also GESUIUCNAN 1at  f n ‚@18) Macite x  .3
ain?”, fragte ıch den en ‚vi1ann auf ol.  ienem a1ns Stiirne eın Zeichen, daß Man ınn Nn1ch oten
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mell Schuldigen an. Und das waren die damaligen 
Lenker des deutschen Staates und gesinnungsmäßi-
gen Anhänger der Partei, die den deutschen Namen 
und die deutschen Menschen für ihren Irrwahn miß-
brauchten. Freilich, auch wer damals mit Aussicht auf 
Erfolg reden und warnen konnte und feige schwieg, 
ist mitschuldig. Aber ein gerechtes Urteil diesbezüg-
lich muß sich immer an die konkrete Wirklichkeit 
von damals halten. Und halten wir uns daran, wie 
viele waren es dann, die diese Möglichkeit ohne 
eigene Lebensgefahr besessen hätten? Dafür aber, 
daß einer die Rettung seines eigenen Lebens der 
Rettung fremden Lebens vorzog, wird immerhin kei-
ner restitutionspflichtig. 

Der heutige Bundesstaat ist der Nachfolger des na-
tionalsozialistischen Staates nur den Verpflichtun-
gen und Aufgaben nach, so z. B. der Wiedergutma-
chungspflicht nach. Er ist als Staat nicht Erbe dem 
Geiste bzw. dem Ungeist und der Schuld nach. Er ist 
Verpflichtungs- und Rechtsnachfolger des Staates an 
sich, nicht Unrechtsnachfolger des damaligen Un-
rechtsstaates in seiner sittlichen Gesinnung. Unter 
den leitenden Männern des heutigen Bundesstaates 
sind selbst Verfolgte des damaligen Regimes. Diese 
sind daher mehr Leidensgenossen der Juden als 
Schuldgenossen der Nationalsozialisten. Sie waren 
und sind mehr Mitleidende mit den Juden als ledig-
lich nachträgliche Mitleidige. Ohne also für ihren. 
Teil und das heißt für die formale Führung des Staa-
tes subjektive Schuld am Unrecht zu haben, überneh-
men sie die Verpflichtungen, die den Verbrechern 
von einst oblägen. Soweit Mitschuldige noch am Le-
ben sind, beendet sich der gegenwärtige Staat in der 

Rolle des Vorgesetzten, der das Unrecht seines Un-
tergebenen gerade deshalb gutmachen will, weil er 
dessen Unrecht als solches samt seinen Folgen ver-
urteilt. „Verantwortung" für jemand und für die 
Wiedergutmachung seiner Fehler übernehmen be-
deutet nicht ohne weiteres Solidarität mit dessen 
Taten. Der gegenwärtige deutsche Bundesstaat will 
der Retter für die verfolgten Deutschen wie für die 
verfolgten Juden sein. 
Zur wahren Gerechtigkeit gehört auch, daß nicht 
jeder, der heute aus zweiter oder dritter Hand frü-
heres Judeneigentum, z. T. sogar nach dem Kriege 
von Juden selbst rechtsgültig erwarb, nun als Nutz-
nießer der • Judenverfolgung behandelt werde. Die 
Rechtsgrundlage der Besitzergreifung ist in jedem 
Fall ehrlich nachgeprüft. Nachträgliche Neubelastun-
gten würden wieder nur dem Juden angerechnet und 
erschwerten das gegenseitige Verstehen. 
Mögen also beide Partner der gegenwärtigen Wie-
dergutmachung nicht nur „etwas" zwischen ihnen 
Liegenden „gut-machen", sondern möge die Wieder-
gutmachung von Sachschäden zur Gutmachung der 
Menschen führen. Gelingen wird dies dann, wenn 
beide Partner einander den Hilfsdienst erweisen, den 
sie als Gottesvolk des Alten und des Neuen. Bundes 
im Namen ihres gemeinsamen einen und alles Ge-
trennte vereinigenden Gottes einander schulden. Vor 
Gott bleiben wir alle Schuldner. Wer aber mehr emp-
fangen hat, muß mehr geben. Nicht umsonst hat Gott 
die Erfüllung der endgültigen Friedenshoffnung an 
die Bedingung geknüpft, daß die Christen ihr Gesetz 
als das „Gesetz der Liebe" dem jüdischen Volk ge-
genüber bewähren. (Röm. 1 1, 25). 

2. Wir haben es nicht gewußt! Wir haben es nidit gewollt! 
Wir konnten nichts dagegen machen! 

In seinem hervorragenden Bericht aus der russischen 
Gefangenschaft «Und führen, wohin du nicht willst 
(Jo. 21, 18) erwähnt Prof. Goliwitzer eine Ansprache, 
durch die er vergeßlichen Kameraden das Gewissen 
zu schärfen suchte. 

Ich begann mit einem Erlebnis, das mir Alfred B. im 
Waldlager erzählt hatte: Er fuhr im Kriege seinen 
Regimentskommandeur zu einer ukrainischen Stadt. 
Ihnen entgegen kam ein langer Zug von Juden, die 
zur Liquidierung geführt wurden. Am Ende ging eine 
Mutter, ein Kind auf dem Arm und eines am Rock. 
Als sie aus Schwäche zurückblieb, gab ihr ein eskor-
tierender SS-Mann einen Stoß mit dem Kolben, daß 
sie zu Boden stürzte. Ein Blutstrom quoll ihr aus dem 
Mund und das Kind warf sich schreiend über sie, wo-
rauf der SS-Mann beiden den Fangschuß gibt. „Herr 
Oberst, dafür haben wir aber nicht gekämpft", sagt 
Alfred, und darauf sein Oberst (kein scharfer Nazi, 
ein menschlicher und von seinen Leuten geliebter 

Offizier), die Schultern zuckend: „Es ist freilich hart. 
Aber anders kann die Judenfrage vielleicht nicht ge-
löst werden." 
Daran anknüpfend besprach ich drei Sätze: 
1. Wir haben nichts davon gewußt! — Aber warum 
haben wir nichts davon gewußt? Haben wir nichts 
wissen wollen? 
2. Wir haben es nicht gewollt! — Haben wir es da-
mals alle wirklich, von ganzem Herzen nicht gewollt 
oder wollen wir es nur heute nicht mehr? 
3. Wir konnten nichts dagegen tun! — Haben wir 
alles getan, was wir dagegen tun konnten? 
Gegen Ende erzähle ich eine Szene in einem Urlau-
berzug 1942, in dem einer von den Judenerschießun-
gen berichtete und in unser bedrückendes Schweigen 
hinein sagte: „Wenn es einen Gott gibt, muß sich das 
ja rächen." „Es gibt einen Gott, und es hat sich ge-
rächt.* Totenstille ist im Saal. 

3. Kahl heute 

Im Traum der verflossenen Nacht bin ich dem Kain 
begegnet. Ich erkannte ihn nicht sogleich, da das Zei-
chen, das ihm Gott an die Stirne gemacht hat, nicht 
mehr zu sehen war. 

„Wo ist das Zeichen auf deiner Stirn geblieben, 
Kaine, fragte ich den alten Mann auf offenem Felde. 
Er lächelte mich aus Augen an, in denen noch immer 

Verschlagenheit und Mißgunst, Bosheit und Neid, 
das Böse Verlangen und die Sünde lauerten. 
„Der Finger der Zeit hat es weggewischt; das Zei-
chen", erwiderte er nachdenklich. 
Da kamen mir die Worte meines Vaters in den Sinn, 
der also gesprochen hatte: “Und Gott machte 
kains Stirne ein Zeidien, daß man ihn nicht töten 
dürfe. Aber Kain mußte fort von seinen Eltern und 
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